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Nachdem die  sogenannte  Balkanroute  für  Flüchtlinge  weitestgehend  geschlossen  war,
hatte die Region Südosteuropa in der Wahrnehmung der Europäischen Union zunächst an
aktueller Bedeutung verloren. Hinzu kamen neue interne Probleme in der Europäischen
Union in Gestalt der Bedrohung durch Populisten und des möglichen Zerfalls der Union
infolge der Austrittsentscheidung der britischen Bevölkerung (Brexit1). Südosteuropa und
insbesondere die sechs Länder des Westlichen Balkan (Albanien, Bosnien und Herzegowi-
na, Kosovo, Makedonien, Montenegro und Serbien2) waren somit nicht mehr prioritär in
der Außenpolitik der Europäischen Union zu finden. Dies wird in den Ländern des West-
lichen Balkan durchaus mit  Enttäuschung vermerkt,  scheint  doch das  mögliche Datum
einer  EU-Mitgliedschaft  in immer weitere Ferne zu rücken.  Andererseits  war die wirt-
schaftliche Rezession in den Ländern der Region, die eine große wirtschaftliche Abhängig-
keit von der Kern-EU auszeichnet, infolge der langsamen Erholung der EU-Kernländer
zunächst  einer  Stagnation  und  gegenwärtig  sogar  wieder  vorsichtigem Wachstum ge-
wichen. In den vergangenen zwölf Monaten (zweite Hälfte 2016 und erste Hälfte 2017)
waren somit die Länder des Westlichen Balkan vorwiegend mit sich selbst, das heißt, mit
der Bewältigung interner Krisen und mit Parlaments- und Präsidentschaftswahlen beschäf-
tigt, wobei sowohl die Krisenbewältigung als auch die sich aus den Wahlen ergebenden
veränderten politischen Strukturen auf den Fortgang des Erweiterungsprozesses der Euro-
päischen Union durchaus Einfluss ausüben. 

Erweiterung3 

Die Erweiterungsagenda der Europäischen Union beschränkt sich weiterhin auf die Länder
des Westlichen Balkan und die Türkei. Mit Montenegro befinden sich Beitrittsverhand-
lungen seit  2012 (28 Kapitel  geöffnet  und drei  bereits  vorläufig geschlossen) und mit
Serbien seit 2014 (zehn Kapitel geöffnet und zwei vorläufig geschlossen) auf dem Weg4,
während der Beitrittsprozess mit Makedonien, das seit 2005 den Kandidatenstatus besitzt,
wegen der ungeklärten Namensfrage (Griechenland!) auf Eis liegt. Albanien erhielt 2014
den Kandidatenstatus und muss eine Reihe von sogenannten Benchmark-Bedingungen in
wichtigen  Bereichen  erfüllen,  bevor  die  Europäische  Kommission  den  Beginn  von
Beitrittsverhandlungen empfehlen kann. Mit Bosnien und Herzegowina trat im Juni 2015
ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA) in Kraft,  das Land hat am 15.
Februar 2016 den offiziellen Antrag auf EU-Mitgliedschaft  gestellt,  am 20.  September
2016 lud der Europäische Rat die Europäische Kommission dazu ein, eine Stellungnahme
(Opinion) zum Antrag des Landes zu erstellen. Mit Kosovo wurde ein Stabilisierungs- und

1 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
2 Siehe auch die Beiträge im 7. Kapitel „Die Erweiterung der Europäischen Union“ in diesem Buch.
3 Siehe auch den Beitrag „Die Erweiterungspolitik der Europäischen Union“ in diesem Buch.
4 Stand der Verhandlungen jeweils 20. Juni 2017.
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Assoziierungsabkommen (SAA) im Oktober 2015 unterzeichnet; das Land hat als einziges
Balkanland immer noch keine Visafreiheit.5 

Die Erweiterungsperspektive stellt immer noch den wichtigsten Hebel für die Durch-
führung wichtiger Reformen in den Ländern der Region dar. Diese Reformen, die seitens
der Europäischen Union als Bedingungskatalog aufgestellt wurden werden aber ohnehin
von den die Macht ausübenden lokalen Eliten nur halbherzig vorangetrieben , da sie sich
in den  existierenden Systemen komfortabel  eingerichtet  haben.  Dabei  wird  in  Brüssel
durchaus die Gefahr gesehen, dass sich bei schwindender Anziehungskraft der Europä-
ischen Union und dem allgemeinen Anschwellen populistischer Rhetorik in allen Ländern
des Westlichen Balkan (aber auch in der Europäischen Union), die mittlerweile zur Gänze
von  EU-Mitgliedstaaten  eingeschlossen  sind,  zunehmend  ein  geostrategisches  Freifeld
entwickelt. In dieses könnten autokratisch regierte Staaten wie Russland und die Türkei
hineinstoßen, die ohnehin historische Bindungen an die Region vorweisen können, und
deren eindeutiges Bestreben darin besteht, die politische Bedeutung und Entwicklung der
Europäischen Union zu stören.

Berliner Prozess

Bereits 2013 wurde auf Betreiben Berlins die Aufnahme einer regelmäßigen Serie von
sogenannten „EU-West Balkan-Konferenzen“, vorläufig bis 2018 beschlossen, deren erste
am 28. August 2014 in Berlin stattfand. Seither werden die jährlichen Sommergipfel unter
der inoffiziellen Bezeichnung „Berliner Prozess“ geführt, 2015 war Wien Gastgeber, 2016
Paris6 und am 12. Juli 2017 Triest. Angesichts der offensichtlichen Erweiterungsmüdigkeit
auf Seiten der EU-Mitgliedsländer und der entsprechenden Enttäuschung in den Ländern
des Westlichen Balkan entschloss sich Berlin, im Vorlauf zum Triester Gipfel ein ermuti-
gendes Zeichen zu setzen. Am 31. Mai 2017 bekräftigte Außenminister Sigmar Gabriel bei
der 8. Aspen-Südosteuropa-Außenminister-Konferenz in Berlin das fortdauernde Engage-
ment der Europäischen Union im Erweiterungsprozess. Nirgendwo in der Welt könnten die
Menschen in vergleichbarer Freiheit, Sicherheit und mit hohem sozialem Schutz leben wie
in Europa. Anstatt die Europäische Union für alles verantwortlich zu machen, was schief
läuft, sollten die verantwortlichen Politiker ihre Bürger ermutigen, diese Errungenschaften
nicht  zu vergessen – das  Angebot  der  Mitgliedschaft  in der  Europäischen Union gelte
weiterhin! Er mahnte jedoch an, dass beide Seiten, die Europäische Union und die Länder
des  Westlichen  Balkan,  zusammen  signifikante  Verbesserungen  anstreben  sollten  und
kündigte dabei auch konkrete Schritte seitens der Europäischen Union an. Es seien nicht
nur neue Ideen gefordert, sondern beispielsweise auch zusätzliche finanzielle Mittel, um
die sozialen Härten zu mildern, die während des Transformationsprozesses in der Region
entstünden.  Es wäre auch im besten Interesse  der  Union,  den Ländern des  westlichen
Balkan die Teilnahme an mehr EU-Programmen zu ermöglichen. Erforderlich wäre auch
eine  Stärkung  der  regionalen  Kooperation  mit  Beschleunigung  größerer  Infrastruktur-
Projekte, die nicht nur wirtschaftlich bedeutsam sind, sondern auch besondere symbolische
Bedeutung bekommen,  wie beispielsweise  die  Schnellstraßenverbindung zwischen Ser-
bien, dem Kosovo und Albanien.  Für deren Finanzierung schlug Gabriel  einen zusätz-
lichen Fonds für Infrastrukturprojekte vor, in den sowohl die Europäische Union als auch

5 Eine Übersicht der Europäischen Kommission hierfür ist abrufbar unter:  https://ec.europa.eu/neighbour
hood-enlargement/countries/check-current-status_en (letzter Zugriff 19.7.2017).

6 Siehe hierzu ausführlicher Franz-Lothar Altmann: Südosteuropapolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang
Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 397-398.

428 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

https://ec.europa.eu/neighbourhood
https://ec.europa.eu/neighbourhood
https://ec.europa.eu/neighbour
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlar
https://ec.europa.eu/neighbourhood-en


Südosteuropapolitik

Mitgliedsländer der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) und des Europäischen
Wirtschaftsraums (EWR) einzahlen sollen.  Außerdem stellte  Gabriel  die  Frage,  warum
nicht zur Verbesserung des  Ausbildungsniveaus ein spezieller  Fonds zur Unterstützung
dualer Ausbildungsprogramme nach deutschem Vorbild eingerichtet werden könnte, bei
welchem interessierte Länder aus der Region Finanzierungsanträge stellen können.7 Seit
dieser  Gabriel-Rede  spricht  man  von  „Berlin-Plus“,  wobei  Gabriel  selbst  den  Begriff
„Berlin process reloaded“ verwendete.

Der Vorstoß Berlins zwei Wochen vor dem Triester EU-West-Balkan-Gipfel (12. Juli
2017) zeigte Wirkung. Anwesend waren in Triest neben den Premierministern der sechs
Westbalkan-Staaten Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Makedonien, Montene-
gro  und Serbien,  daneben Donald  Tusk,  Jean-Claude  Juncker  und Johannes  Hahn als
Repräsentanten  der  Europäischen  Union.  Seitens  der  EU-Mitgliedsländer  nahmen  der
italienische  Premierminister  Paolo  Gentiloni,  Bundeskanzlerin  Angela  Merkel  und  der
französische Staatspräsident Emmanuel Macron teil, sowie die Regierungschefs von Öster-
reich,  Kroatien und Slowenien,  begleitet  von den  jeweiligen  Außen-,  Wirtschafts-  und
Transportministern.  Großbritannien,  das  Gastland  für  den  nächsten  Gipfel  sein  wird,
wurde von Außenminister Boris Johnson vertreten. Der Gipfel war in vier Treffen aufge-
teilt, ein Haupttreffen der Regierungschefs sowie eigene Zusammenkünfte der jeweiligen
Ressortchefs. 

Diskutiert wurde der Plan für einen regionalen Wirtschaftsraum mit 20 Mio. Verbrau-
chern, der stärkere Anreize für Investoren bieten soll. Der Vorschlag des serbischen Staats-
präsidenten Aleksandar Vučić für die Bildung einer Zollunion Westlicher Balkan wurde
vor allem vom Kosovo mit dem Argument abgelehnt, dass es weiterhin die Zolleinnahmen
benötige.  Akzeptierte Zielsetzungen blieben die Entwicklung eines digitalen Marktes –
hier möchte die Europäische Union helfen, die Region in den einheitlichen Europäischen
digitalen Markt zu integrieren, einschließlich der Senkung von Roaming-Gebühren –, die
Erleichterung  der  Arbeitsmobilität  und  die  Anerkennung  beruflicher  Qualifikationen
zwischen den Staaten der Region. Ein neues „Investment Forum of the Western Balkan
Chambers of Commerce“ wurde gegründet, dessen ständiges Sekretariat in Triest vorge-
sehen ist. Sieben regionale Integrationsprojekte mit einem Gesamtumfang von 500 Mio.
Euro wurden vereinbart, wobei die Europäische Union 194 Mio. Euro beisteuern möchte.
Der Rest soll durch Kredite der Europäischen Investitionsbank (EIB), der Europäischen
Bank  für  Wiederaufbau  und  Entwicklung  (EBRD)  und  aus  nationalen  Haushalten
finanziert werden.8 Das sichtbarste Ergebnis der Triester Konferenz ist die Schaffung einer
neuen  Transportgemeinschaft  (Transport  Community),  die  eine  tiefere  Integration  der
Westbalkan-Länder in den europäischen Transportmarkt durch die Harmonisierung von
Standards und die Entwicklung eines effektiveren und qualitativ verbesserten Transport-
netzes vorantreiben soll. Allerdings erklärte Bosnien und Herzegowina von Beginn an,
dass es sich nicht beteiligen könne, weil die serbische Teilrepublik (Republika Srpska) für
Brüssel  unerfüllbare  institutionelle  Forderungen  stellte  –  es  sollten  drei  Minister  (aus
beiden Entitäten und einer des Gesamtstaates) jeweils rotierend Bosnien und Herzegowina

7 Vgl. hierzu ausführlicher Auswärtiges Amt: Rede von Außenminister Sigmar Gabriel bei der 8.  Aspen
Südosteuropa Außenminister Konferenz, abrufbar unter: http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/
Presse/Reden/2017/170531-BM-Aspen.html (letzter Zugriff: 21.7.2017).

8 Siehe hierzu Beta Week, Beta Press Belgrad, 20.7.2017; Andrew Rettman: EU restates Balkans pledge,
warns of Russia, in: EUObserver, 13.7.2017.
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vertreten, während für die Europäische Union ausschließlich der Gesamtstaat Bosnien und
Herzegowina Verhandlungspartner ist. 

In Zusammenhang mit den beiden Inhalten der Konferenz, Regionaler Wirtschaftsraum
und Transportgemeinschaft, wurde aber seitens der Europäischen Union betont, dass diese
Initiativen keinesfalls Abkürzungswege in die EU-Mitgliedschaft bedeuten, sondern, dass
vielmehr die sogenannten Konditionalitäten weiter bestünden, das heißt die Übernahme
der Europäischen Gesetzgebung (Acquis Communautaire), die Stärkung der Rechtsstaat-
lichkeit  sowie  die  Implementierung  der  übrigen  Reformvorhaben  wie  Justizreform,
Korruptionsbekämpfung und Medienreform.

Für die Europäische Union als wichtigster Partner der Region war von Bedeutung, dass
in allen Ländern der Region, mit Ausnahme Bosnien und Herzegowinas, zwischen Juni
2015 und Juni 2016 Parlamentswahlen, in Serbien zudem noch Präsidentschaftswahlen,
stattfanden. Dabei wurden Brüssel und wichtige Mitgliedsländer häufig kritisiert, dass das
Interesse  zu  sehr  auf  Bewahrung der  Stabilität  (Stabilokratie)  ausgerichtet  sei  und  zu
wenig Unterstützung für unabhängige Demokratiebewegungen erfolge. In der Tat setzten
sich auch in Albanien, Montenegro und Serbien die bisherigen Regierungsparteien durch.
Im Falle Serbiens führt dies weiter zu Verunsicherung über die tatsächliche Orientierung
des Landes zwischen Brüssel und Moskau, vor allem nachdem in der neuen Regierung mit
Nenad Popović ein erklärter russophiler Minister ohne Portefeuille zu finden ist, dessen
Ernennung als Konzession gegenüber Moskau kommentiert  wird,  weil damit Russlands
Einfluss auf Kabinettsangelegenheiten in Belgrad gestärkt würde. In Makedonien hat aller-
dings  der  Druck  Brüssels  (mit  US-amerikanischer  Unterstützung)  zu  vorgezogenen
Wahlen, der Einrichtung einer Sonderstaatsanwaltschaft und nach sechsmonatigem Ringen
auch zu einem Regierungswechsel geführt. Im Kosovo steht die Europäische Union vor
dem Dilemma, dass  die einzige wirkliche Opposition (Vetëvendosje,  dt.:  Selbstbestim-
mung), die nach bisherigen Erkenntnissen korruptionsfrei und stärkste (Einzel-)Partei ist,
sich klar gegen die Europäische Union und großalbanisch äußert. 
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Alle Nachrichten und Informationen der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zum Thema Westbalkan-Konferenz
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